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Was die Schweiz zu erhalten trachten muss, ist die Zusicherung, dass eine 
Erklärung unter Vorbehalt des Volksentscheides, aber innerhalb der 2 Monate, 
uns das Recht auf Beitritt als urspr. Mitglied sichert. Wir beanspruchen vor der 
Volksentscheidung weder die Mitgliedschaftsrechte noch übernehmen wir 
Pflichten. Praktisch kommt es auf eine Erstreckung der 2-Monate-Frist heraus.

4. Die ganze Sache wird dadurch erschwert, dass die Volksabstimmung 
bedingt ist durch den Beitritt der 5 Mächte. Aus diesem Grunde kann es möglich 
werden, dass die Volksabstimmung auf unbestimmte Zeit hinausgeschoben wer­
den müsste. Das wird der Völkerbund u. namentlich dessen Sekretariat nicht 
acceptieren. In diesem Falle bliebe nichts anderes übrig als die Bundesversamm­
lung von neuem in ausserordentl. Session einzuberufen, damit sie darüber ent­
scheide, ob sie, durch Festhalten an der 5-Mächteklausel, den Sitz und eventuell 
das Recht auf Beitritt als urspr. Mitglied aufs Spiel setzen will.

M.E. sollte man diese Möglichkeit einer erneuten Beschlussfassung auch in 
den Besprechungen des Herrn Rappard zum Ausdruck bringen, denn es kann 
dem Völkerbund nicht zugemutet werden, dass er uns ein Warterecht von ganz 
unbestimmter Dauer einräume. Durch die 5-Mächte-Klausel werden wir mög­
licherweise in eine Lage kommen, wo wir zwischen ursprüngl. Mitgliedschaft und 
erst nachträglichem Beitritt wählen müssen — oder dann den Standpunkt der 
brit. Note nachträglich uns anzueignen haben.

6. Es scheint mir übrigens, dass auch dann, wenn wir die englische Auffassung 
über den Beitritt acceptieren könnten, d. h. bis auf weiteres beitretenwürden, die 
Sitzfrage doch wieder akut würde. Denn man wird den Sitz doch nicht definitiv 
nach Genf verlegen, wenn damit zu rechnen ist, dass die Schweiz wegen eines 
negativen Volksentscheides vorzeitig austreten könnte.

Ich komme immer mehr zu der Überzeugung, dass wir nur durch einen nicht 
weit über 2 Monate hinausreichenden Volksentscheid den Sitz uns erhalten kön­
nen. Ist diese Beschleunigung wegen U.S.A. oder aus Rücksichten der Abstim­
mungstaktik nicht möglich, so muss unsere Politik darauf ausgehen, dass von 
dem Völkerbundssitz alles abgetrennt wird, was sich ohne wesentliche Störung 
abtrennen lässt (Gericht, Arbeitsamt, internat. Bureaux etc.), um es uns, ev. 
noch Holland zuzuteilen.
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Le Ministre de Suisse à Vienne, Ch.D. Bourcart, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

Copie
L TS Wien, 10. Dezember 1919

Unter Bezugnahme auf mein gestriges Telegramm1 beehre ich mich, Ihnen 
beiliegend ein Communiqué der Liechtensteinischen Gesandtschaft zu übermit­
teln, welches über die schwebenden Unterhandlungen betr. die Zoll-, Post-,

1. Non reproduit.
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Eisenbahn- und Gerichts-Verhältnisse zwischen Liechtenstein und Österreich 
Aufschluss gibt.

Obschon ich keine direkten Anhaltspunkte dafür besitze, habe ich doch den 
Eindruck, dass man sich in Wien gegenwärtig dem Fürsten von Liechtenstein 
gegenüber entgegenkommend zeigen will, um ihn, des schlechten Beispiels für 
Vorarlberg wegen, von einer zu engen Annäherung an die Schweiz abzuhalten. 
Es würde mich gar nicht wundern, und der Ihnen gestern vertraulich mitgeteilte 
Vorfall2 bestärkt mich in dieser Ansicht, wenn man dem Fürsten und seiner 
Familie wenn nicht Garantien für die Aufrechterhaltung der Monarchie in ihrem 
Ländchen, so doch beruhigende Zusicherungen in bezug auf republikanische 
und sozialistische Propaganda geben würde und sie, unter Hinweis auf das Bei­
spiel von Neuenburg, auf die Gefahr näherer Beziehungen zur Schweiz aufmerk­
sam machen sollte. Wegen der Lage des Fürstentums und der grossen finanziel­
len Mittel, über die der Fürst verfügt, wäre es daher angeraten, wenn unsere 
Presse bei der jetzigen Konjunktur nicht mit den, wie ich höre, wenig zahlreichen 
Republikanern des Ländchens liebäugeln würde.

Dem Fürsten und seiner Familie ist an dem Souveränentum aus guten Grün­
den sehr viel gelegen; selbstverständlich nicht wegen der demselben innewoh­
nenden Macht, sondern weil die grossen Güter, die der Fürst namentlich in Böh­
men besitzt, ihm, wenn er ein fremder Monarch ist, voraussichtlich belassen wer­
den, während sie, wenn er ein aristokratischer und zudem ein österreichischer 
Grossgrundbesitzer wie ein anderer wäre, Gefahr liefen, enteignet und verteilt zu 
werden. Ich füge bei, dass obige Bemerkungen mir keineswegs vom liechtenstei­
nischen Gesandten nahegelegt worden sind; er hat den Gegenstand in unsern 
Konversationen niemals auch nur berührt.

2. Cf. n° 180, note 2.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 11 décembre 1919  1

4239. Rapports avec les Etats neutres

Département politique (Affaires étrangères)
Verbalement

M. le Conseiller fédéral Calonder fait part de l’intention qu’aurait son départe­
ment d ’établir des relations serrées et plus suivies avec les Etats neutres. De nom­
breuses questions, telles que celles de la navigation fluviale et aérienne, des 
bureaux internationaux, etc., demandent à être traitées d ’un commun accord 
entre neutres. Il ne s’agirait pas de prendre des arrangements diplomatiques,

1. L e siège de feu le Conseiller fédéral E. M üller est toujours vacant.
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